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editorial

konfrontationen

Bundeskanzler Schüssel war Ende April für eine
Pressekonferenz und diverse Vorwahlkampf-Auftrit-
te in Linz. Neues zum AKW Temelin gab es von
seiner Seite – trotz Sirenengeheul und aufdringlich
geschwenkten STOP-Temelin-Fahnen – nicht zu er-
fahren. Ein vorbereitetes Schreiben – adressiert an
den tschechischen Premierminister Paroubek und
den tschechischen Außenminister mit der Kern-
forderung, die in der Brüsseler Vereinbarung pak-
tierten Sicherheitsnachbesserungen umzusetzen –
nahm er bei dem Treffen mit uns entgegen. Ob er
das Schreiben aber auch gelesen hat, geschwei-
ge denn, den Brief nach Prag geschickt hat, darf zu
Recht angezweifelt werden. „Er vertraue hinsicht-
lich des AKW Temelin ganz dem Umweltminister.“
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Umweltminister Pröll war
aber bis heute nicht in der
Lage, in Prag auf die im De-
zember 2001 vereinbarten
Sicherheitsnachbesserun-
gen zu drängen. „Der
Sicherheitsdialog mit
Tschechien werde fortge-
setzt“, heißt es aus dem Um-
weltministerium. Aber nicht
der Dialog war in der Brüsse-
ler Vereinbarung paktiert,
sondern die Umsetzung und
Lösung der offenen Sicher-
heitsfragen (nachzulesen im
Kapitel VI der Brüsseler Ver-
einbarung, nachzulesen auch
in der ganzseitigen Zeitungs-
anzeige von Bundeskanzler
Schüssel und dem damaligen

Umweltminister Pröll – siehe Seite 3). Zu einer Um-
setzung ist man in Prag aber offensichtlich nicht wil-
lens. Und in Wien ist man offensichtlich zu feig, die
Konfrontation mit Tschechien zu suchen. Denn die Ein-
forderung der Brüsseler Vereinbarung würde nichts
anderes bedeuten als die offene Konfrontation!

Wer mit dem Verhalten in Prag und Wien auf der Strek-
ke bleibt? Wenn in Temelin nichts passiert, niemand.
Und wenn doch? Dann waren sowieso und grundsätz-
lich schon immer alle für eine härtere Gangart gegen
Tschechien und für die sofortige Umsetzung der
Sicherheitsnachbesserungen oder noch besser für die
Abwrackung, wenn das Werk nicht in den Griff zu be-
kommen ist.

Es wird nicht ausbleiben: Wir werden die Konfrontati-
on mit unseren PolitikerInnen nicht scheuen und sie
gerade jetzt an ihre Versprechen erinnern und mit ih-
ren Aussagen konfrontieren müssen. Zuviel ist schon
versprochen worden, zuviel wurde dann einfach nicht
eingehalten. Wir werden sie weiter konfrontieren – es
ist Zeit, Stellung zu beziehen.

Diese Ausgabe des atomstopp handelt von solchen
Konfrontationen.

Freundliche Grüße
Roland Egger
Obmann

28. April 2006 Aufforderung an Bundeskanzler Schüssel die Temeliner
Sicherheitsnachbesserungen von Tschechien einzufordern.

Roland Egger
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versprechen der ÖVP

Hinweis: Ganzseitig inserierten der Bundeskanzler und der Um-
weltminister im Dezember 2001 in der Kronenzeitung. Dessen
ungeachtet: Der Endbericht vom Oktober 2005 bestätigt, dass
die wesentlichen Sicherheitsbedenken immer noch nicht gelöst
sind. Im Dezember 2005 wurde ein Kollaudierungsbescheid für
Block I des AKW Temelin herausgegeben. Nur die Einsprüche

von tschechischen Anti-Atom-Organisationen haben die
Rechtswirksamkeit bis heute verhindert. Alle konkreten Ver-
einbarungen (siehe oben) von Bundeskanzler Schüssel und
dem damaligen Umweltminister Molterer aus dem Jahr 2001
entpuppten sich im Laufe der Zeit als Seifenblasen –
 ALLESAMT! - manche schneller, manche langsamer.
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konfrontation zwei

konfrontationen mit der övp

Jänner 2006: Klubobmann Wilhelm Molterer in Frei-
stadt – Ehrengast beim offenen Stadtparteitag.

Als 1848 die Märzrevolution auch Wien erfasst, meint
Kaiser Ferdinand I: „So so.  Eine Revolution machen’s.
Ja derfens denn des?“ – weit entfernt eine Revolution
anzuzetteln, schlagen die Atomgegner Radau. Mit ei-
nem Postwurf werden die Freistädter zu einer offe-
nen Protestkundgebung vor den Salzhof eingeladen.
Unangehm und zunehmend lästig und lästiger werden
sie. Und erinnern die ÖVP an ihre Uralt-Versprechen
aus 2001.

Wir haben nicht gefragt, ob wir den Radau schlagen
dürfen. Wilhelm Molterer sicherte uns bei
konfrontation eins im Jänner 2006 einen Termin mit
der Bundesregierung zu den ungelösten Sicherheits-
fragen im AKW Temelin zu. Einen Termin, der bereits
im September 2005 beim Anti-Atom-Gipfel des Lan-
des OÖ eingefordert wurde. Bundeskanzler Schüs-
sel stand für solch einen Termin allerdings nicht zur
Verfügung.

und weitere konfrontationen werden folgen müssen

April 2006: Und dann der Bundeskanzler persönlich.
Linz. Laut war es (siehe editorial) – aber eigentlich
überhaupt nicht konfrontär. Der Bundeskanzler sprach
drei Sätze (oder weniger?) und entschwand. Auf Dis-
kussionen zu den ungelösten Sicherheitsfragen im
AKW Temelin wollte er sich nicht einlassen. Zu viele
Fernsehkameras? Zu viele Journalisten?  Der Um-
weltminister wird es schon richten. Den Schlüssel für
den Blockade-LKW wollte er ebenfalls nicht überneh-
men. Nein, er habe keinen Führerschein dafür. Also
bleibt das Konfrontationsmittel „Grenz-Blockade“ bei
uns.

März 2006: Mit dem Zukunftsbus der ÖVP unterwegs.
Pregarten.  „Da kommen sie.“, als ob man uns erwar-
tet hätte. In konfrontation zwei stand das Motto der
ÖVP „Zukunft“ im Mittelpunkt und der Tourbus der ÖVP
(siehe auch Titelseite). Man nahm unseren Auftritt ge-
lassen – trotz 84. Störfalls, der sich just am selben
Tag ereignete. Ist die Störfallmeldung aus Temelin für
die ÖVP schon alltäglich geworden?

konfrontation eins

konfrontation drei

Freistadt, Jänner 2006

Pregarten, März 2006

Linz, April 2006
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unliebsame temelin-karte

Zugegeben: Die Bundesregierung hat es mit dem
AKW Temelin nicht leicht. Manche mögen es unfair fin-
den, dass wir das Versagen der Bundes-ÖVP in die-
ser Frage so anprangern. Die ÖVP hat mit der
Regierungsübernahme eine unliebsame Karte aus
dem Spiel gezogen und muss sich bei all ihrem Be-
mühen, auch noch schimpfen lassen und Tschechien
in mühsamen Verhandlungen „überzeugen“, ihre
Verprechen aus dem Melker Prozess einzuhalten. Nie
ist es den Atomgegnern genug!  Verlangen wir wirk-
lich zuviel, wenn wir auf die Einhaltung von Vereinba-
rungen bestehen – und zwar nach dem oft zitierten
„AUF PUNKT UND BEISTRICH“? Ist es nicht das Min-
deste, das man bei der Sicherheit eines Atomkraft-
werkes verlangen kann? Die Einhaltung von Zusagen?

Dass der Regierungspartner auf Bundesebene -
das BZÖ - sich in der Frage der Umsetzung der pak-
tierten Sicherheitsnachbesserungen eigentlich nie
mehr substanziell zu Wort meldet, verblüfft – gelin-
de gesagt. Die jetzige BZÖ-Sozialministerin Haubner
war als ressortzuständige Landesrätin von Oberöster-
reich immer für starke Ansagen gegen das Atomkraft-
werk gut und unterstützte die Anti-Atom-Offensive mit
ganzer Kraft. „Wien ist anders“ … heißt es. Oder müsste
es heißen: „In Wien wird man anders?“ Das BZÖ
mischt sich nicht in die Temelin-Frage ein. In der jüng-
sten Presseaussendung (26.4.2006: Regierung wird
weiterhin konsequenten Anti-Atom-Kurs vertreten -
Mehr an Sicherheit für Österreichs Bevölkerung steht
im Mittelpunkt) von BZÖ-Abgeordnetem Klaus
Wittauer fand sich das Wort „Temelin“ jedenfalls nicht.
Erstaunlich für eine Partei, die mit dem Anti-Temelin-
Volksbegehren immerhin 915.000 Unterschriften sam-
melte und diesen Menschen eigentlich verpflichtet sein
sollte.

Die Karten werden bei der nächsten Wahl neu ge-
mischt. Und  es werden sich auch die SPÖ und die
Grünen auf Bundesebene mit der Frage auseinan-
der setzen müssen: „Was passiert, wenn wir diese

unliebsame
temelin-karte …

unliebsame Temelin-Karte ziehen? Wie können
wir als Partei mit Regierungsverantwortung
Tschechien in die Pflicht nehmen und auf die Um-
setzung der paktierten Sicherheitsnach-
besserungen pochen? Welche Möglichkeiten erge-
ben sich in denkbaren Regierungskonstellationen?“

Oder ist Temelin nur ein Randthema? Ist  die  Atom-
frage nur ein Randthema?

Die Karten werden bald neu gemischt. Am wenig-
sten hat Österreich zu erwarten, wenn alles so
bleibt, wie es ist.
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rust: informelles umweltministertreffen

Die österreichische Ratspräsidentschaft ist reich an
Festen und Inszenierungen gewesen. Und allemal
gut für unliebsame Überraschungen, als etwa Bil-
dungsministerin Gehrer (ÖVP) beim informellen
Wettbewerbsrat in Graz (21. April) die Aufstockung

inszenierung
der Mittel für die Atomindustrie verteidigt und erklärt,
all das sei kein Widerspruch zur Anti-Atomhaltung
Österreichs. 773 Millionen Euro jährlich sollen ab 2007
in die Atomforschung gehen, aber nur 216 Millionen
Euro für die Forschung im Bereich der Erneuerbaren
Energien.

Bildungsministerin Gehrer weiß vom hehren Anspruch
Umweltministers Pröll offensichtlich nichts: denn die-
ser hatte erst zwei Tage vor dem Wettbewerbsrat in
Graz Umweltorganisationen aus ganz Österreich zu-
gesichert, Akzente zu setzen, dass die Mittel verstärkt
in die Erneuerbaren Energien fließen werden.

Keine Rede aber von „Akzentverschiebung“, „Erneuer-
baren Energien“, „Aus für die Atomförderung“ in Graz.
Kein öffentlicher Widerspruch zur Atom-Verteidigung
von Bildungsministerin Gehrer.

„Stop Atomförderung!“ war dann auch das Motto un-
serer „Inszenierung“ am 19. Mai in Rust. Im Mittelpunkt:
Fahrräder und eine großartige Unterstützung von vie-
len Leuten vor Ort im Burgenland.

Das Erstaunen der Polizei war groß, als wir eine Ket-
te von Fahrrädern quer über die Fahrbahn bildeten –
und mit den Transparenten eine schöne Kulisse für
die zufahrenden Gäste zum Seehotel in Rust (= dem
Tagungsort für ein informelles Umweltministertreffen



rust: informelles umweltministertreffen

seite 7 >atomstopp

auf Einladung von Umweltminister und Ratsvor-
sitzendem Josef Pröll) bildeten.

Die darauf folgende Diskussion mit Umweltminister
Pröll war leider unergiebig und gipfelte in der Fest-
stellung wie: „Sie sind demokratiefeindlich ….“
Hoppala. Die Einladung zum gemeinsamen Ge-
spräch im Seehotel (gemeinsam mit 300 Vertretern
von Umweltvereinen, Bürgerinitiativen, PolitikerInnen)
wurde von zwei von unseren Vertretern angenommen.
Doch die Ernüchterung war bei diesen perfekt und hat
ihnen die letzten Illusionen genommen:  Die Nach-
haltigkeitsdebatte hört dort auf, wo es um die Kernfu-
sion geht.

EURATOM-Vertrag: da war doch noch etwas?
Sie erinnern sich? Umweltminister Pröll hatte im No-
vember 2005 angekündigt, im Rahmen der österrei-
chischen Ratspräsidentschaft auch das Thema
EURATOM-Vertrag auf allen politischen Ebenen zur
Sprache zu bringen. Nun: Ende Juni wird es eine drei-
stündige Veranstaltung in Brüssel geben, um über
EURATOM zu debattieren. Drei Stunden! Ein be-
scheidenes Ergebnis einer großen Ankündigung.
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ausdauer
Der Kampf/Widerstand gegen die Atomenergie dau-
ert mindestens schon so lang, wie die Nutzung der
Atomenergie selber. Eine gute Kondition haben schon
viele Anti-Atom-Aktivisten durch ihr oft jahrzehntelan-
ges Engagement bewiesen. Und wie beim Marathon-
laufen ist das richtige Tempo entscheidend – nicht am
Anfang zu rasant angehen - das Überwinden von ei-
genen Grenzen. Das Ziel eines atomkraftfreien Eu-
ropas immer vor Augen …

vernetzung
Den erneuerbaren Energien einen „gewissen“ Stel-
lenwert in der europäischen Energieversorgung zuzu-
billigen, reicht nicht! Die erneuerbaren Energien und
alle, die sich dafür engagieren, sind die allerersten
Bündnispartner für die Anti-Atom-Bewegung wenn
nicht überhaupt ein zentraler Teil der Anti-Atom-Bewe-
gung. Auf einen vernünftigen Energiemix kommt es an,
auf einen Energiemix, bei dem der Atomenergie kei-
ne Chance eingeräumt wird. Nicht in Österreich und
auch nicht in Europa.

information
Österreich ist nicht atomkraftfrei. 28 Jahre nach
Zwentendorf weniger denn je. Österreich ist keine In-
sel der Seligen. Österreich zahlt mit – beim Ausbau
der Atomkraft in Osteuropa. Und Österreich impor-
tiert Atomstrom. Die Energieversorger teilen ihr
Stromangebot auf und verkaufen umweltbewussten
Kunden einfach „100% Wasserkraft!“ oder „Garan-
tiert Regionalstrom“. Dass der Rest der Kunden
aber dann unter Umständen doppelt soviel Atomstrom
bekommt, steht auf der Mogelpackung nicht drauf.
Sie wollen mehr dazu wissen? Gerne können Ihnen
(als Gruppe, als Gemeinde, als Verein), kostenlose
Informationsveranstaltungen angeboten werden. Bei
Interesse wenden Sie sich bitte an unser Büro!

darauf setzen wir

Hans-Jörg Horky (Obmann-Stellvertreter) beim Linz-
Marathon, April 2006

atomstopp_oberoesterreich beim Fest „10 Jahre
Windkraft in Österreich“, Eberschwang, Mai 2006

atomstopp_Infostand in Ottensheim, Oktober 2005


